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Backhaus bringt Länderdialog zur 
nachhaltigen Entsorgungssicherheit in 
Gang  

Die Bundesländer im Entsorgungsgebiet Nord-Ost wollen 
zur Gewährleistung der nachhaltigen 
Entsorgungssicherheit für gefährliche Abfälle 
(Deponieklasse III) in den kommenden Jahren eng 
zusammenarbeiten. Darauf verständigten sich heute die 
Umweltminister der betreffenden Länder am Rande der 
Umweltministerkonferenz in Hamburg. 

Mecklenburg-Vorpommerns Umweltminister Dr. Till 
Backhaus hatte zu dem Termin geladen, um seine 
Amtskollegen umfassend über den Beschluss der 
Schweriner Landesregierung zur Beendigung des aktiven 
Deponiebetriebes für gefährliche Abfälle auf der Deponie 
Ihlenberg bei Schönberg zu informieren. 

„Ich freue mich, dass alle Bundesländer Interesse und 
Gesprächsbereitschaft gezeigt haben und Mecklenburg-
Vorpommern heute den sprichwörtlichen Stein ins Rollen 
bringen konnte, um die Entsorgungssicherheit im 
gesamten Entsorgungsgebiet Nord-Ost auch nach 2035 
sicherzustellen“, sagte Backhaus im Anschluss an das 
Gespräch. Allen Beteiligten sei deutlich geworden, dass 
nun zügig darüber entschieden werden müsse, wie und 
wo nach der Schließung der Deponie Ihlenberg zukünftig 
gefährliche Abfälle entsorgt werden sollen. 

Um in diese Frage nun weiter rasch voranzukommen, 
haben sich die Länderkollegen darauf geeinigt, fachliche 
und strategische Aspekte in einem länderübergreifenden 
Arbeitsgremium unter Federführung Mecklenburg-
Vorpommerns zu erörtern. Auch auf politischer Ebene soll 
sich regelmäßig dazu abgestimmt werden.   

Hintergrund: 

Zum Entsorgungsgebiet Nord-Ost gehören neben 
Mecklenburg-Vorpommern auch Hamburg, Schleswig-
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